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Antwort 

der Bundesregierung 

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Lenzer, Benz, Engelsberger, Dr. Franz, Hösl, 
Pfeffermann, Dr. Freiherr Spies von Büllesheim, Dr. Stavenhagen, Frau Dr. Walz 
und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/2594 - 

betr. Meerestechnik 


Der Bundesminister für Wirtschaft hat mit Schreiben vom 
31. Oktober 1974 - III B 3 - 40 52 74, 40 52 53, 08 52 99 - namens 
der Bundesregierung die Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 


1. In welchem Umfang erachtet es die Bundesregierung als not- 
wendig, industrielle Verfahrenstechniken und Anlagen zur 
Meerwasserentsalzung ~ insbesondere auch aus humanitären 
Erwägungen - in die Durchführung von Vorhaben zur Förde- 
rung der bilateralen, wirtschaftlichen und technologischen Zu- 
sammenarbeit mit Staaten der Dritten Welt mit einzubeziehen? 

Die Bundesregierung erachtet es als notwendig, industrielle 
Verfahrenstechniken und Anlagen zur Meerwasserentsalzung - 
insbesondere auch aus humanitären Erwägungen - in jedem nur 
möglichen Umfang in die Durchführung von Vorhaben zur För- 
derung der bilateralen, wirtschaftlichen und technologischen 
Zusammenarbeit mit Staaten der Dritten Welt miteinzube- 
ziehen. 

Sie geht dabei davon aus, daß eine Verbesserung der Lebens- 
bedingungen und die Aufnahme industrieller Tätigkeiten in 
vielen Fällen, insbesondere in den Trockenländern der Dritten 
Welt, nicht ohne künstlich aus Salzwasser erzeugtem Süßwasser 
möglich sind. 

Die Bundesregierung widmet deshalb im Rahmen der Förde- 
rung von Forschung und Entwicklung zur Wasserentsalzung 
denjenigen Verfahren besondere Aufmerksamkeit, die bei ge- 
ringem technischen Aufwand und bescheidenen Wartungs- 
ansprüchen für einen Einsatz unter schwierigen Bedingungen 
geeignet sind. 

Für anspruchsvollere Entsalzungsverfahren ist die Schaffung 
von Ausbildungsmöglichkeiten für Personal aus Staaten der 
Dritten Welt vorgesehen. Grundlage hierzu ist die in Planung 
stehende deutsche Küstenteststation ATESTA für Entsalzungs- 
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verfahren. Dabei wird für die fernere Zukunft weitgehender 
Eigenbau von Entsalzungsanlagen in den Staaten der Dritten 
Welt, gestützt auf deutsche Techniken, angestrebt. 


2. Mit welchen konkreten Maßnahmen bzw. Vorhaben fördert die 
Bundesregierung die Aufsuchung und Gewinnung von Erdöl und 
Erdgas aus Offshore-Lagerstätten, und in welchem Zusammen- 
hang steht diese Förderung mit dem Gesamtprogramm Meeres- 
forschung und Meerestechnik sowie dem Rahmenprogramm 
Energieforschung? 

Im Rahmen des Starthilfeprogramms der Bundesregierung aus 
dem Jahre 1969 werden zur Zeit Erdölexplorationsprojekte im 
On- und Offshore-Bereich gefördert. Zu den Offshore-Vorhaben 
gehören etwa die DEMINEX-Projekte in der britischen Nord- 
see, in Nigeria, in Trinidad, Guyana, Ägypten, Indonesien und 
Burma. 

Soweit es sich um die Förderung der Entwicklung von neuen 
Technologien zur Aufsuchung und Gewinnung von Erdöl und 
Erdgas aus Offshore-Lagerstätten handelt, besteht ein fach- 
licher Zusammenhang mit Förderungsmaßnahmen aufgrund des 
2. Gesamtprogramms Meeresforschung und Meerestechnik in 
der Bundesrepublik Deutschland. Zur Zeit der Aufstellung die- 
ses Gesamtprogramms (1972) waren noch keine Förderungs- 
maßnahmen im Bereich der Fortentwicklung der Offshore- 
Technik vorgesehen? die Förderung wurde jedoch im Herbst 
1973 durch den Bundesminister für Forschung und Technologie 
zusätzlich zu den Maßnahmen im Rahmen des Gesamtpro- 
gramms aufgenommen. Die Förderung der Offshore-Technik 
steht auch im Zusammenhang mit dem Schwerpunkt Technolo- 
gien für die Prospektion und Erschließung von Erdöl und Erdgas 
des Rahmenprogramms Energieforschung. Die Koordinierung 
der Förderungsmaßnahmen der Bundesregierung in Forschung 
und Technologie erfolgt unter Federführung des Bundesmini- 
sters für Forschung und Technologie im Koordinierungsaus- 
schuß Meeresforschung Meerestechnik (KMM), dem auch die 
Küstenländer und die Deutsche Forschungsgemeinschaft ange- 
hören. 


3. In welchem Umfang und welcher Weise beabsiditigt die Bundes- 
regierung, im Rahmen ihres Energieprogramms in den nächsten 
Jahren die Aufsudiung von Kohlenwasserstoffen im Meer durch 
nationale Mineralölgesellsdiaften sowie den Erwerb von Tief- 
wasserkonzessionen zu fördern? 


Die Bundesregierung hat das DEMINEX-Programm um ein An- 
schlußprogramm in Höhe von 800 Mio DM für die Jahre 1975 
bis 1978 auf gestockt. Entsprechende Mittel sind in Haushai t- 
und Finanzplanung eingestellt. Im Rahmen des Anschlußpro- 
gramms werden - wie im Starthilfeprogramm von 1969 - Explo- 
rationsvorhaben on- und offshore gefördert werden. 


4. Welchen Stellenwert mißt die Bundesregierung angesichts der 
weltweiten Rohstoffverknappungen und -Verteuerungen der 
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mineralischen Rohstoffgewinnung aus marinen Lagerstätten in 
den nächsten drei Jahren bei? 

Die Bundesrepublik Deutschland gehört zu den größten Ver- 
brauchern mineralischer Rohstoffe und muß diese mangels aus- 
reichender eigener Bergwerkserzeugung fast vollständig impor- 
tieren. Diese Importe werden in zunehmendem Maße dadurch 
verunsichert, daß das Angebot auf den oligopolistisch struktu- 
rierten Weltrohstoffmärkten von den rohstoffimportierenden 
Ländern unter politischen Aspekten beeinflußt wird. Es besteht 
daher die Notwendigkeit, den Meeresboden als zusätzliche 
Rohstoffquelle zu erschließen. Der wirtschaftlichen Nutzung 
stellen sich jedoch noch technische und rechtliche Hindernisse 
entgegen: 

— Die Technik der Gewinnung und Verarbeitung von Mangan- 
knollen, die Mangan, Kupfer, Nickel und Kobalt enthalten, 
muß noch weiter entwickelt werden. 

— Es fehlt noch ein völkerrechtlicher Schutz der Investitionen 
Meeresbergbau betreibender Unternehmen. 

Die technischen Probleme können bereits in den nächsten Jah- 
ren gelöst sein, so daß anschließend die Nutzung mariner Lager- 
stätten eingeleitet werden kann. 

Wann die Verabschiedung eines internationalen Meeresrechts- 
regimes gelingt, kann nicht vorausgesagt werden. Die 3. UN- 
Seerechtskonferenz in Caracas im Juni/ August 1974 hat keine 
Konvention dieser Art gebracht. Die Fortsetzung der Konferenz 
soll vom 17. März bis Anfang Mai 1975 in Genf stattfinden. Die 
Aussichten, in diesem Konferenzabschnitt eine ratifizierbare 
Konvention zur Regelung des Meeresbodenbergbaus zu verein- 
baren, müssen skeptisch beurteilt werden, da die Entwicklungs- 
länder aus Besorgnis um den zukünftigen Absatz ihrer ter- 
restrisch gewonnenen Rohstoffe ihren Widerstand gegen die 
geplante Regelung aufrechterhalten werden. 

Unter diesen Umständen ist kaum damit zu rechnen, daß Roh- 
stoffe mariner Provenienz bereits in den nächsten drei Jahren 
zur Versorgung der Bundesrepublik Deutschland beitragen kön- 
nen; unter mittel- bis langfristigen Aspekten kommt ihnen je- 
doch hohe Bedeutung für die Sicherung der deutschen Rohstoff- 
versorgung zu. 


5. Die zunehmende Prospektion und Erschließung von Erdöl und 
Erdgas im deutschen Schelfgebiet wirft Sicherheitsprobleme 
für Menschen, Umwelt, Lagerstätten, Anlagen und Arbeiten auf. 
Gedenkt die Bundesregierung, entsprechende Verordnungen 
oder Gesetze zu erlassen? 

Das geltende Recht enthält bereits ausreichende Möglichkeiten, 
die Sicherheit von Personen und Sachgütern bei Tätigkeiten 
im deutschen Festlandsockelgebiet zu gewährleisten. Nach dem 
Gesetz zur vorläufigen Regelung der Rechte am Festlandsockel 
vom 24. Juli 1964 (BGBl. I S. 497), zuletzt geändert durch Ände- 
rungsgesetz vom 2. September 1974 (BGBl. I S. 2149), bedürfen 
die Aufsuchung und Gewinnung von Bodenschätzen, For- 
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sdiungshandlungen sowie die Verlegung von Transit-Rohr- 
leitungen der Erlaubnis. Hierfür ist hinsichtlich der Ordnung 
der Nutzung und Benutzung der Gewässer das Deutsche Hydro- 
graphische Institut zuständig. In bergtechnischer und bergwirt- 
schaftlicher Hinsicht wird die Erlaubnis vom Oberbergamt 
Clausthal-Zellerfeld erteilt; im Rahmen dieser Erlaubnis sowie 
bei der Zulassung des Betriebsplans werden die notwendigen 
Sicherheitsgesichtspunkte, insbesondere auch für den Umwelt- 
schutz, berücksichtigt und - soweit erforderlich - Auflagen und 
Bedingungen an die Erlaubnis geknüpft. Dabei sind zum Bei- 
spiel für Explorations arbeiten die technischen Verordnungen, 
die.auf dem Festland gelten, zu beachten, so u. a. die Tiefbohr- 
verordnung in der Fassung vom 16. März 1971 (Niedersächsi- 
sches Ministerialblatt S. 339), die Bergverordnung für elektri- 
sche Anlagen vom 24. März 1970 (Niedersächsisches Ministerial- 
blatt S. 692) und die Sicherheits Verordnung vom 16. März 1971 
(Niedersächsisches Ministerialblatt S. 341). 

Die bestehenden Regelungen haben sich bei den bisherigen^' 
Maßnahmen zur Erschließung von 'Bodenschätzen im deutschen 
Festlandsockel bewährt. Die Bundesregierung beabsichtigt des- 
halb vorerst nicht, weitere Vorschriften zu erlassen. 
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